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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 16. —— 


Suhalt: Verordnung, betreffend die Abänderung ber Beſtimmungen über die Tagegelder und Reiſekoſten der 
Beamten der Staatseiſenbahnen und der unter der Verwaltung des Staats ſtehenden Privateiſenbahnen, 
S. 131. — Verordnung, betreffend die Abänderung der Beſtimmungen über die Umzugskoſten der 
Beamten der Staatseiſenbahnen und der unter der Verwaltung des Staats ſtehenden Privateiſenbahnen, 
©. 132. 


(Nr. 9195.) Verordnung, betreffend die Abänderung der Beſtimmungen über die Tagegelder 
und Reiſekoſten der Beamten der Staatseiſenbahnen und der unter der 
Verwaltung des Staats ſtehenden Privateiſenbahnen. Vom 14. April 1887. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des $. 12 des Geſetzes vom 24. März 1873 (Geſetz-Samml. 
S. 122) und des Artikels I §. 12 der Verordnung vom 15. April 1876 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 107), betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Staatsbeamten, 
unter Abänderung der Beſtimmungen der $$. 1 und 2 der Verordnung, be⸗ 
treffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Beamten der Staatseiſenbahnen und 
der unter der Verwaltung des Staats ſtehenden Privateiſenbahnen, vom 30. Ok⸗ 
tober 1876 (GeſetzSamml. S. 451), was folgt: 


I. Steuerleute der Staatseiſenbahnverwaltung erhalten bei Dienſtreiſen: 
1) an Tagegelderrn nnn 6 Mark; 
2) an Reiſekoſten, einſchließlich der Koſten der Gepäckbeförderung: 
a) bei Dienſtreiſen, welche auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen ge 
macht werden können, für das Kilometer 10 Pf. und für jeden 
Zu- und Abgang 2 Mark; 
b) bei Dienſtreiſen, welche nicht auf Eiſenbahnen oder Dampfichiffen 
zurückgelegt werden können, für das Kilometer 40 Pf. 
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Ausgegeben zu Berlin den 6. Mai 1887. 
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Haben erweislich höhere Reiſekoſten, als die unter a und b feſtgeſetzten, 
aufgewendet werden müſſen, ſo werden dieſe erſtattet. 
II. Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. April 1887 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 14. April 1887. 


(L. S) Wilhelm. 
Maybach. v. Scholz. 


(Nr. 9196.) Verordnung, betreffend die Abänderung der Beſtimmungen über die Umzugskoſten 
der Beamten der Staatseiſenbahnen und der unter der Verwaltung des 
Staats ſtehenden Privateiſenbahnen. Vom 15. April 1887. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen auf Grund des $. 11 des Geſetzes, betreffend die Umzugskoſten der 
Staatsbeamten, vom 24. Februar 1877 (Geſetz-Samml. S. 15) unter Abänderung 
der 1 0 des §. 1 der Verordnung, betreffend die Umzugskoſten von 
Beamten der Staatseiſenbahnen und der unter der Verwaltung des Staats 
ſtehenden Privateiſenbahnen, vom 26. Mai 1877 (Geſetz-Samml. S. 173), 
was folgt; 
I. Steuerleute der Staatseiſenbahnverwaltung erhalten bei Verſetzungen eine 
Vergütung für Umzugskoſten nach folgenden Sätzen: 
„ Mfte dio 1a, 180 Mark, 
auf Transportkoſten für je 10 Kilometer 6 
II. Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. April 1887 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 15. April 1887. 


(. S.) Wilhelm. 
Maybach. v. Scholz. 
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